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Berlin,  13.07.2022:  Die  vorige  Bundesregierung  hat  die  im
Klimaschutzgesetz festgehaltenen Ziele für den Gebäude- und
Verkehrssektor  verfehlt.  Die  zuständigen  Ministerien  waren
deshalb  aufgefordert  Nachbesserungen  vorzulegen.  Der
Bundesverband Nachhaltige Wirtschaft e.V. (BNW) ist enttäuscht
über  die  unzureichenden  Anstrengungen  der  sogenannten
„Sofort“-Programme,  vor  allem  im  Verkehrsbereich.

Anstatt  eines,  wie  im  Koalitionsvertrag  vorgesehen,
sektorübergreifenden  Klimaschutz-Sofortprogramms  haben  das
Wirtschafts- und Klimaschutzministerium (BMWK) sowie die Bau-
und  Verkehrsministerien  heute  einzelne  „Sofort“-Programme
vorgestellt, die aber zum Teil auf viele Jahre angelegt sind.
Der  BNW  setzt  sich  für  eine  sektorenübergreifende  sozial-
ökologische Transformation ein und ist enttäuscht über die
unzureichende  Tragweite  der  Programme:  „Durch  das
Klimaschutzgesetz  waren  die  zuständigen  Ministerien
verpflichtet,  Nachbesserungen  für  den  Gebäude-  und
Verkehrssektor vorzulegen. Das hätte ein lauter Weckruf für
die Bundesregierung sein müssen. Leider verpasst vor allem das
Verkehrsministerium die Chance, eine echte Trendwende für den
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Klimaschutz einzuleiten,“ sagt die BNW-Geschäftsführerin Dr.
Katharina  Reuter.  „Damit  Deutschland  seine  Klimaziele
erreicht, muss jetzt gehandelt werden. Für eine konsequente
Verkehrswende braucht es ein ambitioniertes Maßnahmenpaket“,
unterstreicht Reuter.

Der  BNW  fordert  deshalb  erneut  folgende  echte  Sofort-
Maßnahmen:

Abbau  von  klimaschädlichen  Subventionen,  insbesondere
die Abschaffung von Diesel- und Dienstwagenprivilegien
Ausbau  des  ÖPNV:  Ausreichende  Investitionen  in
öffentliche Infrastrukturen
Umgehende Einführung eines Tempolimits

„Um den Mobilitätssektor auf den Klimapfad zu bringen, muss
der  motorbetriebene  Verkehr  reduziert  werden.  Gleichzeitig
braucht es ausreichende Alternativen zum Auto“, sagt die BNW-
Geschäftsführerin.  Besonders  für  den  ländlichen  Raum  sind
Kreativität und Anreize gefragt, die klimaschonende Mobilität
ermöglichen, beispielsweise durch die Förderung von kleinen,
flexiblen  E-Fahrzeugen.  Darüber  hinaus  braucht  es  eine
pflichtmäßige ÖPNV-Anbindung bei Gewerbebetrieben. Nur durch
eine ausreichende Infrastruktur lassen sich Nachhaltigkeit und
Wirtschaftsansiedlungen im ländlichen Raum vereinbaren.

Auch  für  den  Gebäudesektor  wurde  ein  Maßnahmen-Paket
vorgelegt.  Der  BNW  bedauert,  dass  die  Bundesregierung
voraussichtlich  auch  im  Gebäudesektor  die  gesetzten  Ziele
reißen wird. „Angesichts der aktuellen Energiekrise brauchen
wir jetzt einen politischen Kraftakt im Gebäudebereich. Das
Programm  enthält  wichtige  Ansätze,  wie  die  geplante
Wärmepumpenoffensive.  Verbesserungspotenzial  besteht
allerdings  im  Bereich  der  energetischen
Gebäudemodernisierung“,  betont  Reuter.

Pressekontakt

Bundesverband Nachhaltige Wirtschaft e.V.



Dr. Katharina Reuter, Geschäftsführerin
reuter@bnw-bundesverband.de
+49 178 448 19 91

Agentur Ahnen&Enkel
Kai Weller
weller@ahnenenkel.com

Bundesverband Nachhaltige Wirtschaft e.V.
Der Bundesverband Nachhaltige Wirtschaft e.V. (BNW) ist die
politische Stimme der nachhaltigen Wirtschaft und setzt sich
als  unabhängiger  Unternehmensverband  für  den  Umwelt-  und
Klimaschutz  ein.  Mit  seinen  knapp  600  Mitgliedsunternehmen
steht der BNW inzwischen für mehr als 130.000 Arbeitsplätze.

Feuerprobe  für  die
Bundesregierung:  Kanzler
Scholz  muss  nun  bei
Klimapolitik  Führungsstärke
zeigen
geschrieben von Andreas | 13. Juli 2022

Pressemitteilung Germanwatch

https://www.ecopressblog.de/feuerprobe-fuer-die-bundesregierung-kanzler-scholz-muss-nun-bei-klimapolitik-fuehrungsstaerke-zeigen/
https://www.ecopressblog.de/feuerprobe-fuer-die-bundesregierung-kanzler-scholz-muss-nun-bei-klimapolitik-fuehrungsstaerke-zeigen/
https://www.ecopressblog.de/feuerprobe-fuer-die-bundesregierung-kanzler-scholz-muss-nun-bei-klimapolitik-fuehrungsstaerke-zeigen/
https://www.ecopressblog.de/feuerprobe-fuer-die-bundesregierung-kanzler-scholz-muss-nun-bei-klimapolitik-fuehrungsstaerke-zeigen/
https://www.ecopressblog.de/feuerprobe-fuer-die-bundesregierung-kanzler-scholz-muss-nun-bei-klimapolitik-fuehrungsstaerke-zeigen/


Verhalten der FDP droht Zusagen der Koalition zu 1,5-Grad-
Limit  und  Einhaltung  des  Klima-Beschlusses  des
Bundesverfassungsgerichts zu torpedieren / Germanwatch fordert
Zusammentritt des Klimakabinetts

Berlin  (13.  Juli  2022).  Nach  der  Absage  der  für  heute
geplanten Vorlage eines umfassenden Klimaschutzsofortprogramms
wirft die Umwelt- und Entwicklungsorganisation Germanwatch der
Bundesregierung drohenden Wortbruch vor. Eine bremsende FDP
verhindere  offenbar  ein  gemeinsames  Vorgehen  der
Bundesregierung, um Deutschland endlich auf einen Pfad für das
Erreichen der Klimaziele 2030 zu bringen. Aus diesem Grund
konnten Wohnungs-, Klima- und Verkehrsministerium heute keine
geeinten  Sofortprogramme  vorlegen.  „Das  steht  im  krassen
Widerspruch zu den gemachten Zusagen im Koalitionsvertrag sich
am 1,5-Grad-Limit zu orientieren und den Klima-Beschluss des
Bundesverfassungsgerichts  aus  dem  vergangenen  Jahr  zu
respektieren“,  kommentiert  Christoph  Bals,  Politischer
Geschäftsführer von Germanwath.
„Haupttreiber des drohenden Wortbruchs sind offenbar FDP-Chef
Lindner und Verkehrsminister Wissing. Das, was bisher aus dem
Verkehrsministerium bekannt ist, scheint der Versuch zu sein,
genau das zu tun, was das Verfassungsgericht untersagt hat:
die Klimaschutzpflichten trotz immer größerer Dringlichkeit in
die Zukunft zu verschieben“, so Bals. „Das Klimaschutzgesetz
verlangt, dass ein die Klimaziele verfehlender Sektor umgehend
auf  Zielkurs  gebracht  werden  muss.“  Für  den  Gebäudesektor
liege  jetzt  ein  von  der  FDP  auch  noch  blockiertes
Sofortmaßnahmenprogramm  vor,  das  dieser  Vorgabe  in  etwa
entsprechen könnte.

Öffentlichkeit  sollte  sehen  können,  wer  echten  Klimaschutz
will und wer bremst

Germanwatch fordert Kanzler Scholz auf, nun zu handeln. Bals:
„Dies ist eine Klima-Feuerprobe für die Bundesregierung. Olaf
Scholz, der als Klimakanzler kandidierte, muss jetzt Führung
zeigen  und  seine  Richtlinienkompetenz  einsetzen.  Sonst



untergräbt die Ampelregierung sehenden Auges die Umsetzung des
Verfassungsgerichtsbeschlusses.“  Scholz  sollte  das
Klimakabinett  der  Fachministerien  unter  Vorsitz  des
Klimaministeriums  einberufen  und  dort  eine  schnelle
Entscheidung herbeiführen. „Die Lösung dieses Konflikts darf
nicht  im  Hinterzimmer  gesucht  werden.  Wir  fordern  ein
transparentes  Verfahren  im  Klimakabinett,  damit  die
Bevölkerung und insbesondere die junge Generation sehen kann,
wer  ambitionierten  Klimaschutz  will  und  wer  bremst  und
blockiert“, so Bals.

Die Bundesregierung hatte ursprünglich ein großes Sommerpaket
und ein umfassendes Klimaschutzsofortprogramm versprochen, um
Deutschland endlich fit für das Erreichen der selbst gesetzten
Klimaziele zu machen und zudem die durch den Krieg in der
Ukraine verschärfte Energiekrise zu bekämpfen. Christoph Bals:
„Bei den Erneuerbaren Energien ist die Regierung bisher auf
einem guten Weg. Ob die notwendige Beschleunigung erreicht
wird, hängt aber am noch offenen Punkt der Ausweisung von
Vorranggebieten. Im Gebäudebereich ist im Herbst insbesondere
ein  massiver  Schub  für  Wärmepumpen  und  -dämmung  im
Gebäudebestand nötig. Aber für den Verkehrssektor sehen wir
bisher kein schlüssiges Konzept, um einen glaubwürdigen Pfad
Richtung  Klimazielerreichung  einzuschlagen.  An  die
Instrumente, die strukturell etwas bringen würden – wie die
Umgestaltung  des  Dienstwagenprivilegs  und  eine  Bonus-Malus-
Regelung  beim  Neukauf  von  Autos  –  wagt  sich  der
Verkehrsminister  nicht  heran.“
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Germanwatch  fordert  fundiertes  Maßnahmenpaket  zum  Erreichen
des  2030-Ziels,  Klimaschutzgesetz,  Enddatum  für  den
Kohleausstieg  und  CO2-Mindestpreis
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Berlin/Bonn  (9.  Jan.  2018).  Ein  Sofortprogramm  für  die
deutsche Klimapolitik bis 2020 und die notwendigen Instrumente
zum Erreichen des Klimaziels für 2030 fordert die Umwelt- und
Entwicklungsorganisation  Germanwatch  für  den
Koalitionsvertrag. „Wer sich ehrlich machen will, kann nicht
die  nächste  Mogelpackung  ankündigen“,  kommentiert  Christoph
Bals,  Politischer  Geschäftsführer  von  Germanwatch.  „Die
jüngsten  drei  Bundesregierungen  haben  es  immer  wieder
abgelehnt,  ausreichende  Instrumente  für  das  Erreichen  der
angekündigten Klimaziele zu verabschieden. Gleichzeitig haben
sie das Ziel immer wieder beschworen. Sowohl Angela Merkel als
auch  Martin  Schulz  hatten  noch  in  den  vergangenen  Wochen
versprochen,  alles  dafür  zu  tun,  dass  das  40-Prozent-
Reduktionsziel für 2020 noch erreicht wird. In jedem Paket,
auf dem Ziele drauf stehen, müssen auch Instrumente drinnen
sein.“

Bals ergänzt: „Mit den notwendigen Instrumenten lassen sich
das  Klimaziel  für  2020  wenigstens  annähernd  und  die
international  zugesagten  mindestens  55  Prozent
Emissionssenkung  bis  2030  auch  tatsächlich  erreichen.“

Das  noch  vorläufige  Papier  der  Sondierer  enthält  nach
Germanwatch-Einschätzung  einige  gute  Ansätze  in  dieser
Hinsicht. Dazu gehöre, dass es endlich ein Gesetz geben soll,
damit  die  Einhaltung  des  Klimaschutzziels  für  2030  von
mindestens 55 Prozent Emissionsreduktion gewährleistet wird.
Weitere gute Ansätze seien die Beschleunigung des Zubaus der
erneuerbaren  Energien,  die  Einrichtung  einer
Kohleausstiegskommission und der Fokus auf Problemsektoren wie
Verkehr und Bau, auf deren Emissionssenkung die Politik nun
besonders hinarbeiten will. Doch dies reicht aus Sicht von
Germanwatch nicht, um die notwendigen Ziele tatsächlich zu
erreichen. Bals: „Ohne die Einführung von CO2-Mindestpreisen
in allen Sektoren als Teil einer Steuer- und Abgabenreform
werden die Klimaziele im Verkehrs- und Gebäudebereich weiter
krachend verfehlt werden.“ Zentral sei auch, dass bereits der



nun zu verhandelnde Koalitionsvertrag ein Schlussdatum für die
Kohleverstromung in den frühen 2030er-Jahren setzen und den
deutlich  beschleunigten  Ausbau  der  erneuerbaren  Energien
absichern müsse.
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